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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Orgaß, Dr. Müller- 
Hermann, Frau Tübler, Bremer, van Delden, 
Mursdi (Soltau-Harburg) und Genossen 


betr. Situation der Seeleute 


In ihrer Antwort - Drucksache V/3431 - auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Rollmann, Wendelborn, Orgaß und Genossen 
- Drucksache V/3306 - hat die Bundesregierung auf die Frage 
„Wieviel von den 14 seit 1946 von der Internationalen Arbeits- 
organisation verabschiedeten Übereinkommen für Seeleute 
hat die Bundesregierung bisher dem Parlament zur Ratifizierung 
zugeleitet?" ausgeführt, daß die Verabschiedung verschiedener 
Übereinkommen bisher deshalb nicht möglich gewesen sei, 
„weil entweder die hierfür erforderlichen deutschen Rechtsvor- 
schriften noch nicht bestehen oder das geltende deutsche Recht 
den Forderungen der Übereinkommen entgegensteht". 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welchen Wert mißt die Bundesregierung den bisher noch 
nicht dem Parlament zur Ratifizierung zugeleiteten Über- 
einkommen, insbesondere den Übereinkommen 

Nr. 57 Arbeitszeit und Besatzungsstärke, 

Nr. 68 Beköstigung der Schiffsleute, 

Nr. 69 Befähigungsnachweis für Schiffsköche, 

Nr. 71 Altersrente für Seeleute, 

Nr. 91 Neufassung: Urlaub für Seeleute (alt: 54, 72), 
Nr. 92 Quartiersräume für Schiffsleute, 

Nr. 109 Heuer, Arbeitszeit und Besatzungsstärke 

bei? 

2. Was hat die Bundesregierung inzwischen getan, um die für 
die Ratifizierung dieser Übereinkommen erforderlichen 
deutschen Rechtsvorschriften zu schaffen oder das geltende 
deutsche Recht den Forderungen dieser Übereinkommen 
anzupassen? 
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3. Was wird die Bundesregierung tun, um die Ratifizierung 
dieser Übereinkommen durch den Deutschen Bundestag in 
die Wege zu leiten? 

4. Wie stellte sich im Jahre 1969 im Offiziers- und Mann- 
schaftsbereich die Personalmangellage in der deutschen 
Seeschiffahrt dar? 

5. In wieviel Fällen (in absoluten und relativen Zahlen) 
wurden von den aus Sicherheitsgesichtspunkten erstellten 
Mindestvorschriften der geltenden Schiffsbesetzungord- 
nung im Bereich der Patentinhaber - nautische, technische 
und Funkoffiziere - Ausnahmegenehmigungen erteilt? 

6. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die zwingen- 
den Vorschriften der §§ 85 und 138 des Seemannsgesetzes 
in bezug auf die Besetzung der Schiffe mit Schiffsoffizieren 
zu gewährleisten? 

7. Trifft es zu, daß für deutsche Seeschiffe ausländisches Mann- 
schaftspersonal, u.a. Indonesier, Afrikaner, Gilbertesen und 
Pakistaner, unter Umgehung der für die Seeschiffahrt gel- 
tenden Tarifverträge angeworben und weit unter Tarif ent- 
lohnt wird? 

8. Hält die Bundesregierung es mit der Menschenwürde für 
vereinbar, daß sie in § 4 ihres Entwurfs zur Verordnung 
über die Besatzungsräume an Bord von Kauffahrteischiffen 
(Logisverordnung) vorschlägt, daß auf Schiffen, auf denen 
Besatzungsmitglieder mit stark verschiedenen nationalen 
Gewohnheiten tätig sind, Abweichungen von den Vor- 
schriften des Teils II des Entwurfs dieser Verordnung - 
darunter z. B. auch § 10 Notausgänge, § 12 Isolierung 
gegen Kälte und Wärme, § 13 Lüftung, § 15 Beleuchtung, 
§ 17 Wohnlichkeit, Beschaffenheit der Wände, Decken und 
Einrichtungsgegenstände, § 18 Schutz gegen Ungeziefer 
und Insekten, § 21 Aufbewahrung von Arbeits- und Wetter- 
kleidung, § 22 Besondere Bestimmungen für Wohnräume - 
zugelassen werden können? 

9. Hält die Bundesregierung es für zeitgemäß und mit der 
Menschenwürde für vereinbar, wenn sie in § 22 Abs. 2 ihres 
Entwurfs einer Logisverordnung folgende Mindestbe- 
dingungen vorschlägt: 

„Die Bodenfläche eines Wohnraumes darf nicht geringer 
als 4,00 Quadratmeter sein. Die Bodenfläche je Besatzungs- 
mitglied darf nicht geringer sein als 

1, 2,50 Quadratmeter auf Schiffen mit weniger als 3000 
BRT. 


2 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/426 


2. 3,00 Quadratmeter auf Schiffen mit 3000 oder mehr 
BRT." 

und in § 19 Abs. 3 ausführt, 

„Die freie Höhe der Wohnräume muß mindestens 2 m be- 
tragen.", d. h. im Ergebnis 8 m^ Luftinhalt ohne Berücksich- 
tigung der Belüftungsmöglichkeiten, 

und in § 23 Abs. 1 und 2 für den Bereich der Fischerei sogar 
noch geringere Anforderungen stellt? 

10. Bestehen innerhalb der Bundesregierung Vorstellungen, 
bei der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes auch 
die Seeleute unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Situation in das Betriebsverfassungsgesetz miteinzubezie- 
hen? 


Bonn, den 24. Februar 1970 
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